
New York, USA. 

"Hoffentlich wird Obama eine Richtungs-
änderung veranlassen, damit die Vor-
stellungen und Pläne, die das Weiße
Haus und das Außenministerium von La-
teinamerika hat, sich ändern. Sie können
uns nicht weiter misshandeln,” sagte der
Präsident Venezuelas, Hugo Chávez,
während einer Pressekonferenz nach
seiner Rede vor der 64. Generalver-
sammlung der UNO.

Er appellierte erneut an den US-Präsi-
denten, konsequent zu sein. Falls er sei-
nem Anspruch gerecht werden wolle.
Falls nicht, gäbe es es zwei Obama: Auf
der einen Seite jenen, der vor der UNO
Reden hält und auf der anderen, die des
Obama der sieben Militärbasen in Ko-
lumbien und der in südamerikanischen
Küstengwässern  patrouillierenden vier-
ten Flotte.

„Obama lassen Sie uns gemeinsam
etwas unternehmen, um gemeinsam
gegen den Hunger zu kämpfen, gegen
das Elend, gegen die Auswirkungen des
Klimawandels und die Menschheit ret-
ten. Lassen Sie uns die Zeiten verges-
sen, als die Vereinigten Staaten
Lateinamerika lange Zeit geringschätz-
ten und schlecht behandelten.“

Er empfahl seinem US-amerikanischen
Amtskollegen, das Buch von Juan Bosch
zu lesen: „Ich werde es ihm schicken. Es
heißt ‘Der Pentagonismus’..Das Penta-
gon ist ein Staat im Staate, es gibt dort
eine eigene Regierung.”

Darauf anspielend bat er den Präsiden-
ten der Vereinigten Staaten, diese Paral-
lelregierung zu demontieren: „Falls sie
ihn lassen, deswegen sagte ich: Auf das
Gott ihn frei von diesen Kugeln hält, die
auch Kennedy töteten. Denn sie fangen
bereits an, ihn zu dämonisieren.”
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Noch nie gab es mehr

Meinungsfreiheit in

Venezuela

"Nie zuvor gab es in Venezuela so viel
Meinungsfreiheit, wie heute", sagte Prä-
sident Hugo Chávez zu internationalen
Medien während der Pressekonferenz,
nach seiner Rede vor der 64. General-
versammlung der Vereinten Nationen in
New York.

Präsident Chavez sagte, dass im Ge-
gensatz zu Venezuela, "in Honduras
Fernsehsender, Radiosender geschlos-
sen wurden, viele und fast im ganzen
Land. Das ist der Unterschied zur vene-
zolanischen Regierung,“ versicherte er,
„die nämlich keine Fernsehstation ge-
schlossen hat.“

Auf die Frage eines Pressevertreters,
worauf die Bolivarische Regierung Me-
dien in Venezuela schließe, entgegnete
ihm Präsident Chávez, sich nicht täu-
schen zu lassen und erklärte, dass die-
ser Kanal eine Lizens für eine
Satellitenfrequenz hatte und “da diese
Konzesion auslief, der Staat  entschied
sich lediglich diese nicht weiter zu ver-
längern.”

Vielmehr sagte er: "der Staat entschied
sich, auf Grundlage der Verfassung und
der Gesetze, diese Frequenz an eine of-
fene, soziale und gemeinschaftliche und
nicht private Fernsehstationen zu verge-
ben.“ 

Weiterhin sagte er, dass, die Journalis-
ten Opfer einer Medienkampagne ge-
worden sind, einer großen Lüge. "Der
Kanal, auf den Du dich beziehst, schloß
ja nicht. Er sendet immernoch 24 Stun-
den am Tag aus Caracas und hat diesel-

ben Mitarbeiter und die gleiche Führung.
Sie produzieren Telenovelas, senden
Nachrichten und Meinungen, und all das
sehr kritisch gegenüber der Regierung.”
Der Präsident erklärte, dass die Funksig-
nale staatlich sei. Es wurde nicht privati-
siert, so funktioniert das in unserer
Nation und genauso in einem Großteil
der Welt. 

In unserem Land wurden nach dem Sieg
der Bolivarischen Revolution, 387 Me-
dien geschaffen, davon sind 37 Fernseh-
sender und 350 Radios.

Bei einer anderen Gelegenheit sagte er,
es gab eine Zeit in Venezuela, in der An-
tennen bombardiert wurden, damit ein
Radio nicht mehr senden konnte, Jour-
nalisten wurden ins Gefängnis geworfen,
es wurde gefoltert und die Medien wur-
den zensiert.

"Das ist in Venezuela vorbei, überall
blüht die Meinungsfreiheit, sogar mehr
als das in einem anderen Land der Erde
der Fall sein könnte. Freiheit der Kritik,
Freiheit des Denkens. Wir sind zur Stei-
gerung der Kultur des Menschen und
der Kreativität angetreten. Wir schlagen
eine Schlacht der Ideen." 
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In Venezuela hat sich eine neue Art der
Demokratie entwickelt: die partizipative
Demokratie und auf der grundlage einer
Verfassungsänderung, die vom Volk be-
schlossen wurde und eine kontinuierliche
Wahlbeteiligung ermöglicht.

Die Absicht, die besten bilateralen Bezie-
hungen zu den Vereinigten Staaten zu
unterhalten, wurde heute durch den Prä-
sidenten der Bolivarischen Republik Ve-
nezuela, Hugo Chávez, in einem
Interview mit dem Journalisten Larry King
bestätigt. 

"Wir wollen die besten Beziehungen, wirt-
schaftliche, politische und soziale, mit die-
sem großartigen Land haben, aber nicht
mit dem Imperium. Daher lade ich Obama
ein,” bekräftigte der Präsident Venezuelas
in New York, wo er sich aufhielt, um an
der 64. Generalversammlung der Verein-
ten Nationen teilzunehmen.

Der venezolanische Präsident gab seiner
Hoffnung Ausdruck, dass die USA "mit
den Ländern Lateinamerikas zusammen-
arbeiten könnten, um Nahrungsmittel und
Arzneimittel zur Bekämpfung der Armut
zu erzeugen. Das ist es, was wir tun müs-
sen", sagte er und betonte, dass eine an-
dere Welt notwendig sei. 

„Ich will eine bessere Welt. Das ist es,
was ich will. Sie haben mich zum Teufel
gemacht, aber das ist ein Teil der weltwei-
ten Medienkampagne, die versucht, das
Untragbare zu verteidigen: ein System,
das die Welt zerstört. Wir wollen das, wie
es Christus einst ausdrückte: ‚Eine Welt
der Gleichen, eine Welt der Gerechten’”
sagte er. 

Als von Larry King gefragt wurde, ob er
die Vereinigten Staaten mag, antwortete
der venezolanische Staatschef: “Von den
Vereinigten Staaten mag ich Baseball und
die Menschen. Gestern zum Beispiel ging
ich ein kleines Stück um den Block spa-
zieren und die Jungs des Secret Service
haben uns mit außerordentlicher Effizienz
und Freundlichkeit behandelt. Wir haben
uns unterhalten, und sind ein Stück zu-
sammen gelaufen. Ich mag Amerika, wie
ich Russland mag, genauso wie ich Vene-
zuela oder Argentinien mag. Das ist Teil
der Welt. Ich liebe Musik. Ich mag Kino."

Präsident Chavez erklärte, dass in Vene-
zuela eine neue Art der Demokratie er-
schaffen wird: die partizipative und
protagonistische gestützt durch die Ver-
fassungsänderung, die eine kontinuierli-
che Wahl ermöglicht und vom Volk
beschlossen wurde. Sie ist "weit entfernt
von der liberalen Demokratie der Eliten,
der Demokratie der Reichen gegen die
Armen. 

Das Volk beschloss die Verbesserung der
Verfassung, und gaben den gewählten
Volksvertetern die Möglichkeit, ohne Ein-
schränkung wiedergewählt zu werden."

In diesem Zusammenhang vertrat er die
Auffassung, dass man in Venezuela in
einer ‚Demokratie in Entwicklung’ lebt, die
sich in Richtung einer vollen Demokratie
entwickelt.

Präsident Chávez sprach auch über die
Meinungsfreiheit und die Gesetze, welche
die Funktionsweise der Medien in Vene-
zuela regeln. In diesem Zusammenhang
erklärte er, dass es nicht wahr sei, dass
Globovision der einzige unabhängige 
Sender in Venezuela ist. "Es gibt hun-
derte von unabhängigen Kanälen, um
auch jene privaten unabhängig zu nen-
nen, die nicht staatlich sind. Aber auch
diese sind nicht unabhängig: Sie hängen

von ihren Besitzern ab und somit gibt es 
dort ebenfalls keine wirkliche Meinungs-
freiheit.”

Der Präsident Chávez versichterte, dass
“es in Venezuela nie größere Meinungs-
freiheit gab als die, die wir heute haben.”
Auf den Fall Globovisión anspielend,
fügte er hinzu, dass es in Venezuela so
ist, dass es "ein Gesetz gibt und die, die
ausserhalb der Gesetze agieren, das
Recht darauf verlieren staatlich garanter-
tierten Funkraum zu nutzen.“ 

„Die Schließung von Globovision hängt
von ihnen selbst ab. Wenn sie fortfahren
einen Staatsstreich zu fordern, wenn sie
fortfahren darauf aufzurufen, mich zu
töten, wenn sie fortfahren, die venezolani-
schen Gesetze zu verletzen, wird es nicht
Chávez sein, der sie schließt, dann muss
man geltende Gesetz anwenden und das
Gesetz hat man einzuhalten.”
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Präsident Chávez: 

Wir wollen die besten Beziehungen mit den USA



Porlamar, Nueva Esparta, 26. September
2009 (Prensa ASA).- Am vergangenen
Samstag, dem 26. September, wurde die
Bank des Südens mit der Unterzeich-
nung des Gründungsvertrages dieses Fi-
nanzinstitutes, das als Werkzeug der
Entwicklung der Völker des Südens die-
nen wird, offiziell gegründet.

Der Vertrag wurde von den Staatschefs
Cristina Fernández (Argentinien), Evo
Morales (Bolivien), Luiz Inácio Lula da

Silva (Brasilien), Rafael Correa (Ecua-
dor), Fernando Lugo (Paraguay), Tabaré
Vázquez (Uruguay) und Hugo Chávez
(Venezuela) unterzeichnet.

Der Vertrag hat zum Ziel, eine Finanzin-
stitution des Völkerrechts mit eigener
Rechtspersönlichkeit mit dem Namen
„Banco del Sur“ (Bank des Südens) zu
gründen, um die wirtschaftliche, soziale
und umweltbezogene Entwicklung der
Mitgliedsländer der Unasur in ausgegli-
chener und stabiler Form unter Nutzung
des inner- und außerregionalen Sparwe-
sens zu finanzieren.

Ein anderes Ziel ist die Stärkung der In-
tegration, die Reduzierung der Asymme-
trien und die Förderung der
angemessenen Verteilung der Investitio-
nen unter den Mitgliedsländern.

Die Bank des Südens hat ein genehmig-
tes Kapital von 20 Milliarden Dollar, von
denen 10 Milliarden Dollar gezeichnetes
Kapital sind. Die drei Gesellschafter mit
der größten Wirtschaftskraft – Argenti-
nien, Brasilien und Venezuela – steuern
jeweils 2 Milliarden bei.

Länder wie Ecuador und Uruguay steu-
ern jeweils 400 Millionen bei; Bolivien
und Paraguay jeweils 200 Millionen. Für
Guyana und Suriname liegt der Beitrag

unter 100 Millionen Dollar, während sich
Kolumbien, Chile und Peru mit Beträgen
zwischen 400 und 2 Milliarden beteiligen.

Der Hauptsitz der Bank des Südens wird
in Caracas sein, mit zwei Niederlassun-
gen in den Städten Buenos Aires und La
Paz. Es wird auch geplant, in der Zukunft
weitere für die Entwicklung ihrer Tätigkeit
notwendige Filialen einzurichten.

In dem unterzeichneten Dokument wer-
den als Funktionen der Bank des Südens
festgelegt: in jedem Mitgliedsland staatli-
che Organe, autonome Stellen, ge-
mischte Unternehmen,
Privatunternehmen, Genossenschaften,
assoziative und Gemeinschaftsunterneh-
men zu finanzieren, die Projekte der ge-
nannten Art durchführen.

II. ASA-Gipfel endete
mit historischen
Beschlüssen
ASA-Länder vereinbarten Schaffung und
Organisation des ASA-Sekretariates;
sowie die Durchführung von gemeinsa-
men Aktionen zur Bekämpfung des 
Grippevirus AH1N1 unter den angenom-
menen Vorschlägen / Vorschlag Schaf-
fung einer NATO des Südens /
Ablehnung des Embargos, das die USA
gegen Kuba aufrechterhalten, und Verur-
teilung des Putsches in Honduras Süd-
amerika und Afrika werden eine
bedeutende und weitreichende Rolle in
der Weltgeschichte haben mit den Erklä-
rungen, die auf dem II. Südamerika-
Afrika-Gipfel (ASA) beschlossen wurden,
der am 26. und 27. September auf der
Insel Margarita stattfand.

Die Haupterklärungen bezogen sich auf
die Neuformulierung der Weltwirtschafts-
ordnung; die Nutzung und Ausbeutung
der Naturressourcen im Einklang mit der
Mutter Erde und die Installierung von Me-
chanismen der Kooperation und des Aus-
tausches der zwei Kontinente, die reich
sind an Geschichte, Kultur, Ressourcen
und menschlichen Werten.

Die Mitgliedsländer des Südamerika-
Afrika-Gipfels lehnten das Wirtschafts-
und Handelsembargo gegen die Repu-
blik Kuba, das die Vereinigten Staaten
seit 50 Jahren aufrechterhalten, ent-

schieden ab und nahmen eine gemein-
same Erklärung an, in der sie den Putsch
in Honduras verurteilen.

Unter den angenommenen Vorschlägen
sind die Schaffung und Organisation des
ASA-Sekretariates seitens Venezuelas
hervorzuheben, mit dem der Struktur der
Institution Form verliehen werden soll.
Der Sitz wird auf Margarita sein. Da der
ASA-Gipfel abwechselnd in Südamerika
und in Afrika stattfindet, wurde das Ange-
bot der Großen Sozialistischen Libysch-
Arabischen Volksjamahirija, im
September 2011 Gastgeber des III. Gip-
fels zu sein, angenommen.

Der libysche Präsident, Muammar Al
Ghaddafi, schlug die Gründung einer
NATO des Südens (OSAN) vor und er-
klärte diesbezüglich, dass „das keine ter-
roristische Aktion ist. Wir haben das
Recht, unsere Organisationen für unsere
Entwicklung zu gründen. Wir müssen
versuchen, dieses Vakuum, das in den
Vertretungen unserer Länder bei den in-
ternationalen Organisationen unserer
Kontinente geschaffen wurde, zu verrin-
gern. Wir müssen diesem Abgrund ein
Ende setzen“, betonte er.

Weiterhin wurde in der Erklärung von
Margarita festgelegt, dass die Länder
beider Blöcke Aktionen durchführen wer-
den, um den Grippevirus A H1N1 zu be-
kämpfen. 

In seinem Redebeitrag schlug der
Staatschef Venezuelas, Hugo Chávez
Frías, die Bildung eines Präsidiums vor,
das eine strategische Agenda 2010-2020
für Afrika-Südamerika ausarbeiten
soll.Ebenso schlug er vor, den Rang der
Arbeitsgruppen, die vor ca. einem Jahr
gebildet wurden, anzuheben auf das von
Ministerkommissionen in den verschiede-
nen Bereichen, deren Grundlage die von
diesen Gruppen durchgeführte Arbeit
sein soll.

Bank des Südens offiziell gegründet



Von Venezuela wurde auch die Bildung
der ASA-Bank (BANCASA) als eine hö-
here Finanzierungsstruktur für ihre Mit-
gliedsländer vorgeschlagen, sowie die
Schaffung einer multistaatlichen Bergbau-
körperschaft, die sich aus ASA-Mitglieds-
ländern zusammensetzen soll, damit das
Bergbaupotenzial beider Regionen der
Entwicklung ihrer Völker dient. 

Ein Thema von besonderer Bedeutung
wurde vom brasilianischen Präsidenten,
Lula Da Silva, angesprochen, als er alle
ASA-Mitgliedsländer um ihre Unterstüt-
zung am 2. Oktober in Kopenhagen, Dä-
nemark, bat, um die Austragung der
Olympischen Spiele 2016 in der brasiliani-
schen Stadt Rio de Janeiro vorzuschla-
gen. In diesem Zusammenhang sagte er,
dass „von allen Ländern, die zu den zehn
wichtigsten Wirtschaften der Welt gehö-
ren, Brasilien als Austragungsort der
Olympischen Spiele noch nicht berück-
sichtigt wurde. Es ist nicht gerecht, dass
Europa wieder Austragungsort der Spiele
wird. Ich bitte Sie, die vorgeschlagene
Kandidatur von Rio de Janeiro für 2016
zu unterstützen“.

Parallel dazu unterzeichneten sieben süd-
amerikanische Länder (Brasilien, Uru-
guay, Paraguay, Argentinien, Ecuador,
Bolivien und Venezuela) die Gründung
der Bank des Südens; Chile nahm als Be-
obachter teil. Die Initiative wurde von
mehreren afrikanischen Ländern begrüßt.
Die Erklärung von Nueva Esparta behan-
delte Elemente von strategischem Wert 

für die Länder des Süd-Süd-Blockes in
Bereichen der multilateralen Kooperation:
Frieden und Sicherheit; Demokratie und
politische Angelegenheiten; Landwirt-
schaft und ländliche Entwicklung; Wirt-
schaft und Tourismus; Bekämpfung von
Armut und Hunger; Infrastruktur, Energie
und Bergbau; soziale und Sportangele-
genheiten; Bildungs- und Kulturangele-
genheiten; Wissenschaft, Technologie und
Kommunikation; Umwelt; die mehr als
300 Millionen Bewohnern dieses Planeten
zugute kommen werden.

Auf diesem II. Gipfel herrschte die feste
Überzeugung von der Unabhängigkeit
und Selbstbestimmung der südamerikani-
schen und afrikanischen Völker. Am
Schauplatz der Insel Margarita erinnerte
Präsident Chávez an diese Insel, die der
erste freie Teil des südamerikanischen
Kontinents war: „In Matasiete zerschlugen
die Männer, Frauen und Kinder von
Nueva Esparta das spanische Imperium.
Das ist sehr symbolisch und bedeutsam,
weil wir uns in der Wiege der südamerika-
nischen Freiheit befinden“.

Während dieses Gipfels wurde „Radio del
Sur“ (Radio des Südens) gegründet, das
der Einheit der Völker Impulse verleihen
wird durch den Austausch von informati-
ven Inhalten, wofür eine Gruppe von Kor-
respondenten und Mitarbeitern
verschiedener Nationalitäten mit einer so-
liden beruflichen Laufbahn zuständig ist.
„Wir sehen uns im September 2011 in Li-
byen“, erklärte der bolivarische Staatschef
und Gastgeber des Gipfels, Hugo Chá-
vez, als er das Treffen beendete und sich
von den teilnehmenden Staatschefs ver-
abschiedete.

Bei den Diskussionen waren acht süd-
amerikanische Präsidenten anwesend:
Cristina Fernández (Argentinien), Luiz
Inácio Lula da Silva (Brasilien), Evo Mora-
les (Bolivien), Michelle Bachelet (Chile),
Rafael Correa (Ecuador), Fernando Lugo
(Paraguay), Tabaré Vázquez (Uruguay)
und Präsident Chávez.

An dem Treffen nahmen auch ca. zwanzig
afrikanische Staatschefs teil, unter ihnen
der libysche, Muamar Gadafi, und die Re-
gierenden von Algerien, Abdulazis Bute-
flika; von Simbabwe, Robert Mugabe; von
Äquatorial-Guinea, Teodoro Obiang, und
von Südafrika, Jacob Zuma.
(ASA/VTV)

Venezuela unterzeichnet
Abkommen mit der FAO
und mehreren
afrikanischen Ländern

Porlamar, Bundesstaat Nueva Esparta,
27. September 2009 (Prensa ASA).-
Präsident Hugo Chávez gab bekannt,
dass eine Reihe von Kooperationsabkom-
men zwischen der Bolivarischen Republik
Venezuela und der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen (FAO) unterzeichnet wurde, die
Länder Afrikas und Südamerikas umfas-

sen.
Die Unterzeichnung erfolgte parallel zur
Plenarsitzung der Staats- und Regie-
rungschefs des II. Südamerika-Afrika-Gip-
fels, der seit Mitte der Woche auf der Insel
Margarita stattfindet.

„Der Minister der Volksmacht für Grund-
stoffindustrie und Bergbau, Rodolfo Sanz,
informiert mich über die Unterzeichnung
der Abkommen über die Schaffung von
gemischten Bergbauunternehmen zwi-
schen Venezuela und den Ländern Sierra
Leone, Mauretanien, Mali, Namibia und
Niger, neben einem konkretisierten Ab-
kommen mit der FAO“, erklärte der boliva-
rische Präsident. 

Unter den unterzeichneten Dokumenten
ist die Einrichtung von Kapazitäten für die
Produktion von landwirtschaftlichen Ein-
satzstoffen wie zertifiziertem Saatgut,
Düngemitteln, Lagersystemen, u.a., her-
vorzuheben. Sehr wichtig ist auch die In-
tegration kleiner Werkstätten für die
Produktion von landwirtschaftlichem Zu-
behör und Werkzeugen; die Installierung
und Entwicklung von Beregnungssyste-
men; landwirtschaftliche Bildung und die
Vorbereitung in technischer Weiterbil-
dung.

All das würde in Afrika erfolgen, während
in Venezuela die Produktion von Landma-
schinen für gemeinsame Projekte, Ent-
wurf und Herstellung von Maschinen für
die Projekte und auch die Auswahl eines
für die Aussaat bestimmten Gebietes,
dessen Ausdehnung je nach dem tatsäch-
lichen Bedarf geteilt wird, vorgesehen ist.

Lösung des Finanzierungsproblems An-
dererseits sprach Präsident Chávez ein-
gehend über die Vertiefung des
Funktionierens der Wirtschaft, das die
verschiedenen sowohl afrikanischen als
auch südamerikanischen Länder steuern,
was mit sich bringen würde, die Wurzel
vieler finanzieller Geißeln, denen diese
Länder unterworfen sind, zu finden.

„Fidel Castro fragte mich vor vielen Jah-
ren, ob ich wüßte, wo die Devisenreser-
ven Venezuelas waren. Und ich hatte
diese Information natürlich nicht. Es ist
so, dass die Regierungen, die meine Vor-
gänger waren, damals unsere Devisenre-
serven mit Banken des Nordens
handelten, indem sie sie ständig tausch-
ten und auf diese Art viel für unser Geld
kassierten (...). Das sind die Mechanis-
men des Kapitalismus, die in einigen un-
serer Länder noch weiter bestehen“,
sagte er.

Gobierno Bolivariano
de Venezuela

Ministerio del Poder Popular
para Relaciones Exteriores
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